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Hauptsatzung der Gemeinde Moritzburg 
(Hauptsatzung - HauptS)  
mit den Ortsteilen Auer, Boxdorf, Friedewald, 
Moritzburg, Reichenberg und Steinbach  
Auf der Grundlage von § 4 Abs. 2 in Verbin-
dung mit § 28 Abs. 1 der Gemeindeordnung 
für den Freistaat Sachsen (SächsGemO) in 
der jeweils geltenden Fassung hat der Ge-
meinderat der Gemeinde Moritzburg in sei-
ner konstituierenden Sitzung  vom 
22.07.1999 die folgende Hauptsatzung be-
schlossen, die durch Beschluss des Ge-
meinderates vom 29.10.2001 Beschluss-
Nummer 95-102001 – Euroanpassungssat-
zung –, Beschluss des Gemeinderates vom 
27.09.2004 Beschluss-Nummer  23-09-04, 
Beschluss des Gemeinderates vom 
28.06.2010 mit Wirkung vom 01.01.2011 – 
Beschlussnummer 83-06-10,   Beschluss 
des Gemeinderates vom 27.09.2010 mit 
Wirkung vom 01.01.2011 – Beschlussnum-
mer 103-09-2010, Beschluss des Gemeinde-
rates vom 27.05.2013 mit Wirkung vom 
01.06.2013 – Beschlussnummer 375-05-13, 
Beschluss Nr. 20170327/GR/Ö5.9 mit Wir-
kung vom 01.05.2017 und Beschluss des 
Gemeinderates vom 17.12.2018 Beschluss-
nummer 20181217/GR/Ö5.3 mit Wirkung 
des Tages nach der öffentlichen Bekannt-
machung am  01.07.2020 geändert worden 
ist:   
 

Abschnitt I - Organe der Gemeinde  

§ 1 Organe der Gemeinde  
  
Organe der Gemeinde sind der Gemeinderat 
und der Bürgermeister.  
  

Abschnitt II - Gemeinderat   

§ 2 Rechtsstellung und Aufgaben  
 
Der Gemeinderat ist die Vertretung der Bür-
ger und das Hauptorgan der Gemeinde. Der 
Gemeinderat legt die Grundsätze für die 
Verwaltung der Gemeinde fest und ent-
scheidet über alle Angelegenheiten der Ge-
meinde, soweit nicht der Bürgermeister kraft 
Gesetzes zuständig ist oder ihm der Ge-
meinderat bestimmte Angelegenheiten über-
trägt. Der Gemeinderat überwacht die Aus-

führung seiner Beschlüsse und sorgt beim 
Auftreten von Missständen in der Gemein-
deverwaltung für deren Beseitigung durch 
den Bürgermeister.  
  

§ 3 Zusammensetzung des Gemeindera-
tes   
 
Der Gemeinderat besteht für die Dauer der 
laufenden Wahlperiode aus 18 Gemeinderä-
ten und dem Bürgermeister als Vorsitzen-
dem.  
  

Abschnitt III - Ausschüsse des Gemein-
derates  

§ 4 Beschließende Ausschüsse und de-
ren Aufgaben  

 

(1) Die beschließenden Ausschüsse beste-
hen aus dem Bürgermeister als Vorsit-
zenden, weiteren stimmberechtigten 
Mitgliedern sowie sachkundigen Ein-
wohnern und Sachverständigen als be-
ratenden Mitgliedern. Der Bürgermeister 
besitzt Stimmrecht. Im Verhinderungsfall 
wird der Vorsitz durch den dann zustän-
digen allgemeinen Stellvertreter des 
Bürgermeisters ausgeübt. 

(2) Es werden folgende beschließende 
Ausschüsse gebildet:  

a. der Verwaltungsausschuss mit 8 
stimmberechtigten Mitgliedern sowie 
bis zu 6 beratenden Mitgliedern;  

b. der Technische Ausschuss mit 8 
stimmberechtigten Mitgliedern sowie 
bis zu 6 beratenden Mitgliedern.  

Der Gemeinderat bestellt die stimmbe-
rechtigten Mitglieder und deren persön-
liche Stellvertreter in gleicher Zahl wi-
derruflich aus seiner Mitte; er bestellt die 
beratenden Mitglieder ohne persönliche 
Stellvertreter widerruflich. Die Zusam-
mensetzung der beschließenden Aus-
schüsse soll der Mandatsverteilung im 
Gemeinderat entsprechen.  

(3) Kommt eine Einigung (Bestätigung der 
vorgeschlagenen Zusammensetzung 
einschließlich der persönlichen Beset-
zung ohne Gegenstimme) über die Zu-
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sammensetzung eines beschließenden 
Ausschusses nicht zustande, werden 
die Mitglieder von den Gemeinderäten 
aufgrund von Wahlvorschlägen nach 
den Grundsätzen der Verhältniswahl un-
ter Bindung an die Wahlvorschläge ge-
wählt. Dabei findet das Verfahren nach 
Hare-Niemeyer Anwendung. Bei glei-
chen Bruchzahlen entscheidet das Los 
des Vorsitzenden. Wird nur ein gültiger 
oder kein Wahlvorschlag eingereicht, 
findet Mehrheitswahl ohne Bindung an 
die vorgeschlagenen Bewerber statt. Die 
Wahlverfahren sind für die stimmberech-
tigten Mitglieder und für die beratenden 
Mitglieder jeweils getrennt durchzufüh-
ren.  

(4) Den beschließenden Ausschüssen wer-
den die in den § 5 und 6 bezeichneten 
Aufgabengebiete zur dauernden Erledi-
gung übertragen. Innerhalb ihres Ge-
schäftskreises sind die beschließenden 
Ausschüsse, soweit in dieser Hauptsat-
zung nichts anderes geregelt ist, zu-
ständig für  

a. die Bewirtschaftung der Mittel nach 
dem Haushaltsplan, soweit der 
Betrag im Einzelfall mehr als 
7.500,-- Euro, aber nicht mehr als 
50.000,-- Euro beträgt (Sonderre-
gelung für Baumaßnahmen siehe 
§ 6);  

b. die Zustimmung zu überplanmäßi-
gen und außerplanmäßigen Aus-
gaben von mehr als 2.500,-- Euro, 
aber nicht mehr als 5.000,- Euro 
im Einzelfall.  

Die vorgenannten Wertgrenzen bezie-
hen sich jeweils auf den einheitlichen 
wirtschaftlichen Vorgang. Die Zerlegung 
eines solchen Vorgangs in mehrere Tei-
le zur Begründung einer anderen Zu-
ständigkeit ist nicht zulässig. Bei vo-
raussehbar wiederkehrenden Leistun-
gen bezieht sich die Wertgrenze auf den 
Jahresbetrag.  

(5) Ergibt sich, dass eine Angelegenheit für 
die Gemeinde von besonderer Bedeu-
tung ist, können die beschließenden 
Ausschüsse die Angelegenheit dem 
Gemeinderat zur Beschlussfassung un-
terbreiten. Ein Viertel aller stimmberech-

tigten Mitglieder eines beschließenden 
Ausschusses kann verlangen, dass eine 
Angelegenheit dem Gemeinderat zur 
Beschlussfassung unterbreitet wird, 
wenn sie für die Gemeinde von beson-
derer Bedeutung ist. Lehnt der Gemein-
derat eine Behandlung ab, entscheidet 
der zuständige beschließende Aus-
schuss.  

(6) Der Gemeinderat kann jede Angelegen-
heit an sich ziehen und Beschlüsse der 
beschließenden Ausschüsse, solange 
sie noch nicht vollzogen sind, ändern 
oder aufheben. Der Gemeinderat kann 
den beschließenden Ausschüssen all-
gemein oder im Einzelfall Weisungen er-
teilen.  

(7) Angelegenheiten, deren Entscheidung 
dem Gemeinderat nach § 41 Abs. 2 
SächsGemO vorbehalten ist, sollen den 
beschließenden Ausschüssen innerhalb 
ihres Aufgabengebietes zur Vorberatung 
zugewiesen werden. Anträge, die nicht 
vorberaten worden sind, müssen auf An-
trag des Vorsitzenden oder von mindes-
tens 1/5 aller Mitglieder des Gemeinde-
rates den zuständigen beschließenden 
Ausschüssen zur Vorberatung überwie-
sen werden.  

§ 5 Aufgaben des Verwaltungsausschus-
ses  

(1) Die Zuständigkeit des Verwaltungsaus-
schusses umfasst folgende Aufgaben-
gebiete: 

a. Personalangelegenheiten, allgemei-
ne Verwaltungsangelegenheiten, 

b.  Finanz- und Haushaltswirtschaft 
einschließlich Abgabenangele-
genheiten,  

c. Schulangelegenheiten, Angelegen-
heiten nach dem Kindertagesstät-
tengesetz, Jugendangelegenhei-
ten,  

d.    Gesundheitsangelegenheiten,  
e.    Marktangelegenheiten,  

f.  Verwaltung der gemeindlichen Lie-
genschaften einschließlich der 
Waldbewirtschaftung, Jagd, Fi-
scherei,  

g.   Wohnungsangelegenheiten,  
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h. allgemeine Ordnungsangelegenhei-
ten, Verkehrswesen, Umweltange-
legenheiten,  

i.   Friedhofs- und Bestattungsangele-
genheiten,  

j.   Aufgaben des Betriebsausschusses 
der Eigenbetriebe der Gemeinde 
gemäß der jeweiligen Betriebssat-
zung,  

k.  alle übrigen Verwaltungsangele-
genheiten, für die kein anderer 
Ausschuss zuständig ist.  

 
(2) Innerhalb des vorgenannten Geschäfts-

kreises entscheidet der Verwaltungs-
ausschuss über:  

a.  die Einstellung, Ernennung, Beför-
derung und Entlassung von Beam-
ten des gehobenen und des höhe-
ren Dienstes  mit Ausnahme der 
Beamten in leitender Funktion,  die 
Einstellung oder Entlassung von 
Angestellten ab der Vergütungs-
gruppe  Vb BATO mit Ausnahme 
der Angestellten in leitender Funk-
tion sowie die Einstellung oder 
Entlassung von Arbeitern in leiten-
der Funktion,  

b.  die Bewilligung von nicht im Haus-
haltsplan einzeln ausgewiesenen 
Zuschüssen von mehr als 500,-- 
Euro, aber nicht mehr als 2.500,-- 
Euro im Einzelfall,  

c.  die Stundung von Forderungen von 
mehr als 2 Monaten bis zu 6 Mo-
naten in unbeschränkter Höhe, 
von mehr als 6 Monaten und von 
mehr als 2.500,-- Euro bis zu ei-
nem Höchstbetrag von 50.000,- 
Euro und bis zur Dauer von 4 Jah-
ren,  

d. die Verrentung von Beiträgen nach 
dem SächsKAG in einer Höhe von 
mehr als  10.000,-- Euro bis zu ei-
nem Höchstbetrag von 25.000,-- 
Euro, 

 e.  den Verzicht auf Ansprüche der 
Gemeinde oder die Niederschla-
gung solcher Ansprüche, die Füh-
rung von Rechtsstreitigkeiten und 
den Abschluss von Vergleichen, 

wenn der Verzicht oder die Nie-
derschlagung, der Streitwert oder 
bei Vergleichen das Zugeständnis 
der Gemeinde im Einzelfall mehr 
als 2.500,-- Euro aber nicht mehr 
als 10.000,-- Euro beträgt,  

f.  die Veräußerung und dingliche Be-
lastung, den Erwerb und Tausch 
von Grundeigentum oder grund-
stücksgleichen Rechten, wenn der 
Wert mehr als 2.500,-- Euro aber 
nicht mehr als 25.000,-- Euro im 
Einzelfall beträgt,  

g.  Verträge über die Nutzung von 
Grundstücken oder beweglichem 
Vermögen bei einem jährlichen 
Miet- oder Pachtwert von mehr als 
5.000,-- Euro, aber nicht mehr als 
25.000,-- Euro im Einzelfall,  

h. die Veräußerung von beweglichem 
Vermögen von mehr als 2.500,-- 
Euro, aber nicht mehr als 10.000,-- 
Euro im Einzelfall,  

i.   die Bestellung von Sicherheiten, die 
Übernahme von Bürgschaften und 
von Verpflichtungen aus Gewähr-
verträgen und den Abschluss der 
ihnen wirtschaftlich gleichkom-
menden Rechtsgeschäfte, soweit 
im Einzelfall der Betrag mehr als 
2.500,-- Euro, aber nicht mehr als 
25.000,-- Euro beträgt,  

j.  die Vergabe von gemeindlichen 
Wohnungen.  

  

§ 6 Aufgaben des Technischen Aus-
schusses  

(1) Die Zuständigkeit des Technischen Aus-
schusses umfasst folgende Aufgaben-
gebiete: 

a.  Vollzug der Baugesetze, Bauleit-
planung und Bauwesen (Hoch- 
und Tiefbau, Vermessung),  

b.    Versorgung und Entsorgung,  
c.  Straßenbeleuchtung, technische 

Verwaltung der Straßen, Bauhof, 
Fuhrpark,  

d.  Feuerlöschwesen sowie Katastro-
phen- und Zivilschutz,  
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e.  Technische Verwaltung gemeinde-
eigener Gebäude,  

f.   Sport-, Spiel-, Bade-, Freizeitein-
richtungen, Park- und Gartenanla-
gen,  

g.  Landschaftspflege und Gewäs-
serunterhaltung.  

(2)  Innerhalb der vorgenannten Aufgaben-
gebiete entscheidet der Technische 
Ausschuss über:  
a.  die Erklärung des Einvernehmens 

der Gemeinde bei der Entschei-
dung über  
-  die Zulassung von Ausnahmen 

von einer Veränderungssperre,  
-  die Zulassung von Ausnahmen 

und die Erteilung von Befreiun-
gen von den Festsetzungen 
des Bebauungsplanes,  

-  die Zulassung von Vorhaben 
während der Aufstellung eines 
Bebauungsplanes,  

-  Entscheidungen über die Ertei-
lung von Teilungsgenehmigun-
gen,  

b. die Planung oder Ausführung eines 
Bauvorhabens und die Genehmi-
gung der Bauunterlagen (Baube-
schluss), die Vergabe der Lieferun-
gen und Leistungen für die Bauaus-
führung (Vergabebeschluss) sowie 
die Anerkennung der Schluss-
abrechnung (Abrechnungsbe-
schluss) bei voraussichtlichen bzw. 
tatsächlichen Baukosten von nicht 
mehr als 75.000,-- Euro im Einzel-
fall,  

c. Anträge auf Zurückstellung von 
Baugesuchen und Teilungsgeneh-
migungen,  

d. die Erteilung von Genehmigungen 
und Zwischenbescheiden für Vor-
haben und Rechtsvorgänge nach 
dem zweiten Kapitel des Bauge-
setzbuches (Städtebauordnung),  

e. die Stellungnahmen der Gemeinde 
zu Bauanträgen nach § 36 BauGB.   

  

§ 7  Beratende Ausschüsse  

Neben den ständigen beschließenden Aus-
schüssen kann der Gemeinderat mit den 

Stimmen der Mehrheit seiner Mitglieder 
zeitweilige beratende Ausschüsse bilden.  

 Abschnitt IV - Bürgermeister  

 § 8  Rechtsstellung des Bürgermeisters  

(1)  Der Bürgermeister ist Vorsitzender des 
Gemeinderates sowie der beschließen-
den Ausschüsse und Leiter der Ge-
meindeverwaltung. Er vertritt die Ge-
meinde.  

(2) Der Bürgermeister ist hauptamtlicher 
Beamter auf Zeit. Seine Amtszeit beträgt 
7 Jahre.  

  

§ 9  Aufgaben des Bürgermeisters  

(1) Der Bürgermeister erledigt in eigener 
Zuständigkeit die ihm vom Gemeinderat 
oder sonst durch Rechtsvorschrift über-
tragenen Aufgaben und die Geschäfte 
der laufenden Verwaltung. Er ist für die 
sachgemäße Bearbeitung der Aufgaben 
und den ordnungsmäßigen Gang der 
Gemeindeverwaltung   verantwortlich 
und regelt die innere Organisation.  

(2) Dem Bürgermeister werden folgende 
Aufgaben zur Erledigung dauernd über-
tragen, soweit es sich nicht bereits um 
Geschäfte der laufenden Verwaltung 
handelt:  

a. die Bewirtschaftung der Mittel nach 
dem Haushaltsplan bis zum Betrag 
von 7.500,-- Euro im Einzelfall, 

 b. die Zustimmung zu überplanmäßi-
gen und außerplanmäßigen Ausga-
ben und zur Verwendung von De-
ckungsreserven bis zu 2.500,-- Euro 
im Einzelfall,  

c. die Einstellung, Ernennung, Beförde-
rung und Entlassung von Beamten  
des einfachen und mittleren Diens-
tes, die Einstellung und Entlassung 
von Angestellten bis zur Vergü-
tungsgruppe  Vc BAT-O, Aushilfs-
angestellten, Arbeitern, Beamten-
anwärtern, Auszubildenden, Prakti-
kanten und anderen in Ausbildung 
stehenden Personen,  

d. die Gewährung von unverzinslichen 
Lohn- und Gehaltsvorschüssen so-
wie von Unterstützungen und Ar-
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beitgeberdarlehen im Rahmen vom 
Gemeinderat erlassener Richtlinien,  

e. die Bewilligung von nicht im Haus-
haltsplan einzeln ausgewiesenen 
Zuschüssen bis zu 500,-- Euro im 
Einzelfall,  

f.  die Stundung von Forderungen im 
Einzelfall bis zu 2 Monaten in unbe-
schränkter Höhe, bis zu 6 Monaten 
und bis zu einem Höchstbetrag von 
25.000,-- Euro, über 6 Monate bis 
zu einem Höchstbetrag von 2.500,-- 
Euro 

g. die Verrentung von Beiträgen nach 
dem SächsKAG bis zu einem 
Höchstbetrag von 10.000,-- Euro,  

h. den Verzicht auf Ansprüche der 
Gemeinde und die Niederschlagung 
solcher Ansprüche, die Führung von 
Rechtsstreitigkeiten und den Ab-
schluss von Vergleichen, wenn der 
Verzicht oder die Niederschlagung, 
der Streitwert oder bei Vergleichen 
das Zugeständnis der Gemeinde im 
Einzelfall nicht mehr als 2.500,-- Eu-
ro beträgt, 

 i. die Veräußerung und dingliche Be-
lastung, den Erwerb und Tausch 
von Grundeigentum oder grund-
stücksgleichen Rechten im Wert bis 
zu 2.500,-- Euro im Einzelfall,  

j. Verträge über die Nutzung von 
Grundstücken oder beweglichem 
Vermögen bis zu einem jährlichen 
Miet- oder Pachtwert von 5.000,-- 
Euro im Einzelfall,  

k. die Veräußerung von beweglichem 
Vermögen bis zu 2.500,-- Euro im 
Einzelfall,  

l. die Bestellung von Sicherheiten, die 
Übernahme von Bürgschaften und 
von Verpflichtungen aus Gewähr-
verträgen und den Abschluss der 
ihnen wirtschaftlich gleichkommen-
den Rechtsgeschäfte, soweit sie im 
Einzelfall den Betrag von 2.500,-- 
Euro nicht übersteigen,  

m. Abschluss von Mietverträgen für 
gemeindliche Wohnungen auf der 
Grundlage der Vergabeentschei-
dungen des Verwaltungsausschus-
ses, 

n. Erteilung von Negativattesten über 
die Nichtausübung gemeindlicher 
Vorkaufsrechte; handelt es sich um 
Grundstücke, bei denen die Aus-
übung des Vorkaufsrechtes auf-
grund erheblicher städtebaulicher 
oder sonstiger Bedeutung für die 
Gemeinde in Betracht kommt, führt 
der Bürgermeister nach Maßgabe 
des § 5 Abs. 2 Nr. 6 eine Entschei-
dung der Ausschüsse bzw. des 
Gemeinderates über die Ausübung 
des Vorkaufsrechtes herbei.  

o. Der Bürgermeister hat dem Ge-
meinderat über die Erledigung der 
Aufgaben zu berichten.  

  

§ 10  Stellvertretung des Bürgermeisters  

Der Gemeinderat wählt aus seiner Mitte ei-
nen ersten und einen zweiten allgemeinen 
Stellvertreter des Bürgermeisters. Wahl und 
Aufgabe richten sich nach § 54 Abs. 1 
SächsGemO. Sind im Verhinderungsfalle 
auch beide allgemeinen Stellvertreter ver-
hindert, so nimmt das an Lebensjahren äl-
teste, nicht verhinderte Mitglied des Ge-
meinderates die Aufgaben des Stellvertre-
ters des Bürgermeisters wahr.  

  

§ 11  Gleichstellungsbeauftragte  

(1)  Der Gemeinderat bestellt eine(n) Gleich-
stellungsbeauftragte(n). Dies(r) erfüllt 
die Aufgabe im Ehrenamt.  

(2) Aufgabe ist es, in der Gemeinde auf die 
Verwirklichung des Grundrechts der 
Gleichberechtigung von Frauen und 
Männern (Art. 3 Abs. 2 des Grundgeset-
zes) hinzuwirken. Dazu gehören insbe-
sondere die Einbringung geschlechts-
spezifischer Belange in die Arbeit der 
Organe der Gemeinde sowie  

a. die Mitwirkung an Maßnahmen der 
Gemeinde, die die Gleichstellung 
von Frauen und Männern, insbe-
sondere die Vereinbarkeit von Fa-
milie und Beruf mit der beruflichen 
Lage von Frauen berühren.  

(3) Die/der Gleichstellungsbeauftragte ist in 
der Ausübung dieser Tätigkeit unabhän-
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gig und kann an den Sitzungen des 
Gemeinderates sowie der für ihren Auf-
gabenbereich zuständigen Ausschüsse 
mit beratender Stimme teilnehmen. Der 
Bürgermeister hat die/den Gleichstel-
lungsbeauftragte(n) über geplante Maß-
nahmen gem. Abs. 2 rechtzeitig und um-
fassend zu unterrichten.  

  

Abschnitt V - Ortschaftsverfassung  

§  12 Ortschaftsverfassung  
(1) Für die Ortsteile Auer, Boxdorf, 

Friedwald, Moritzburg, Reichenberg und 
Steinbach gilt die Ortschaftsverfassung 
gemäß §§65 bis 69a Sächs. Gemeinde-
ordnung. Sie gilt auf unbestimmte Zeit. 

(2) Die Ortschaftsräte in den Ortsteilen ha-
ben folgende Zahl von Mitgliedern: der 
Ortschaftsrat Auer 5 Mitglieder, 

     der Ortschaftsrat Boxdorf 14 Mitglieder, 
der Ortschaftsrat Friedwald 12 Mitglieder, 
der Ortschaftsrat Moritzburg 15 Mitglie-
der, 
der Ortschaftsrat Reichenberg 12 Mitglie-
der und 
der Ortschaftsrat Steinbach 10 Mitglieder. 

(3) In den Ortsteilen wird keine örtliche Ver-
waltung eingerichtet. 

(4) In den Ortsteilen können Bürgerentschei-
de und Bürgerbegehren in entsprechen-
der Anwendung der §§ 24 und 25 Sächs. 
Gemeindeordnung durchgeführt werden.“ 

 
 Abschnitt  VI - Schlussbestimmungen  
 
§  13 Inkrafttreten  
(1)  Diese Hauptsatzung tritt zum 22.07.1999 

in Kraft.  
(2) Gleichzeitig wird die Vorläufige Hauptsat-

zung der Gemeinde Moritzburg vom 
01.06.1999 außer Kraft gesetzt.  

  
Ausgefertigt: Moritzburg, am 23.07.1999  
Reitz                  
Bürgermeister                        (Siegel)                                                                
  
Ausgefertigt: Moritzburg,  01.02.2019 
Jörg Hänisch                            
Bürgermeister   (Siegel) 


